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Beschluss:

1. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die Einrichtung 

einer für die Dauer von 3 Jahren ab Stellenbesetzung befristeten Stelle 

(1 VZÄ) und deren Besetzung beim Personal- und Organisationsreferat zu 

veranlassen.

2. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die 

erforderlichen Haushaltsmittel i.H.v. 91.470 € für 2020 und i.H.v. jährlich 

89.470 € für die Jahre 2021 und 2022 im Rahmen der jeweiligen 

Haushaltsplanaufstellung anzumelden.

Das Produktkostenbudget beim Produkt 38522100 Wohnungsbauförderung 

erhöht sich im Jahr 2020 um 91.470 €, davon sind 91.470 € zahlungswirksam.

3. Der Entwurf des Mehrjahresinvestitionsprogramms 2019- 2023 ist wie folgt zu 

ändern:

MIP alt: nicht vorhanden

MIP neu:

Investitionszuschussprogramm Münchner Weg "Barrierefreies Wohnen in 

München", Maßnahmen-Nr. 7890, Rangfolgen-Nr. 24 (in T€)

Gruppierung Gesamt-

kosten

Finanz.

 bis

2018

Programmzeitraum 2019 bis 2023

Euro in 1.000)

nachrichtlich

Summe 

2019- 

2023

2019 2020 2021 2022 2023 2024 Finanz. 2025 

ff

(985) 1.500 0 1.500 0 500 500 500 0 0 0

(987) 1.500 0 1.500 0 500 500 500 0 0 0

Summe 3.000 0 3.000 0 1.000 1.000 1.000 0 0 0

Z (36x) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

St. A. 3.000 0 3.000 0 1.000 1.000 1.000 0 0 0
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4. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die 

erforderlichen investiven Haushaltsmittel i.H.v. 500.000 € auf der 

Finanzposition 6200.985.7890.4 und i.H.v. 500.000 € auf der Finanzposition 

6200.987.7890.0 jeweils für die Jahre 2020 mit 2022 zum jeweiligen 

Haushaltsplanaufstellungsverfahren termingerecht anzumelden.

5. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt die unter 

Ziffer 2.5 des Vortrags dargestellten Flächenbedarfe gegenüber dem 

Kommunalreferat anzumelden, soweit weitere Flächen zugewiesen werden 

sollen.

6. Der Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.


